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A. Bericht des Abgeordneten Kühn (Hildesheim) 


Allgemeiner Teil 

Der vorliegende Gesetzentwurf befaßt sich mit der 
sogenannten Wanderversicherung zwischen der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der Rentenver- 
sicherung der Angestellten. Es handelt sich hier um 
Versicherte, die zu diesen beiden Versicherungs- 
zweigen Beiträge entrichtet haben. Für sie wird eine 
Gesamtrente fcstgestellt, und zwar nur von einem 
einzigen Versicherungsträger. Nach bisherigem 
Recht findet für Renten dieser Art ein finanzieller 
Ausgleich zwischen den Versicherungsträgern statt. 
In den letzten Jahren ist dieser finanzielle Ausgleich 
nur teilweise durchgeführt worden. Insbesondere 
ergibt sich diese Notwendigkeit aber auch aus der 
Aufgabe des Anwartschaftsdeckungsverfahrens nach 
den Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzen des 
Jahres 1957. Die vom Gesetzgeber damals zunächst 
dem Bundesminister für Arbeit übertragene Auf- 
gabe, die bereits im Jahre 1957 der Selbstverwal- 
tung der Rentenversicherungsträger übertragen 
wurde, die Grundsätze des Verfahrens für den Wan- 
derversicherungsausgleich näher zu bestimmen, 
wurde nicht erfüllt. Daraus ergab sich die Notwen- 
digkeit einer gesetzlichen Neuregelung. Mit der 
Frage des Wanderversicherungsausgleichs ist die 
Frage eng verbunden, in welcher Weise der Bundes- 
zuschuß zwischen der Rentenversicherung der Arbei- 
ter und der Rentenversicherung der Angestellten 
aufgeteilt werden soll. 


Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf 
des Rentenversicherungs-Finanzausgleichsgeselzes 
hat drei Ziele: 

1. Die Aufteilung des Bundeszuschusses auf die 
Rentenversicherung der Arbeiter und die Renten- 
versicherung der Angestellten soll durch eine 
Rechtsverordnung verändert werden können, und 
zwar so, daß für jede Versicherung die Einnah- 
men gleichermaßen ausreichen, um die Ausgaben 
zu decken. 

2. Der Wanderversicherungs-Ausgleich soll in der 
bisherigen Form nicht weitergeführt werden, son- 
dern in einen Finanzausgleich eingehen, der sich 
der veränderlichen Verteilung des Bundeszu- 
schusses bedient. 

3. Der bisherige Wanderversicherungsausgleich soll 
abgewickelt werden. 

Mit diesen Zielen und der Art und Weise, wie sie 
erreicht werden sollen, hat sich der Ausschuß in vier 
Sitzungen eingehend befaßt und dazu Sachverstän- 
dige gehört. Diese haben besonders zu den zu 2. und 
3. genannten Zielen unterschiedliche, zum Teil ent- 
gegengesetzte Meinungen vertreten. Der Ausschuß 
war unter diesen Umständen nicht in der Lage, sich 
einer der von den Sachverständigen vertretenen 
Auffassungen anzuschließen, sondern hat alle in Be- 
tracht kommenden Umstände abgewogen und da- 
nach seine Entscheidungen gefällt. Der Ausschuß 
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ging bei seinen Überlegungen von den Entscheidun- 
gen aus, die bei der Rentenreform im Jahre 1957 von 
ihm und im Anschluß daran von dem Plenum des 
Bundestages gefällt worden sind. Damals hat der 
Gesetzgeber die Bundeszuschüsse zur Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und zur Rentenversicherung 
der Angestellten in jeweils recht unterschiedlicher 
Höhe festgesetzt. Er beabsichtigte damit zu errei- 
chen, daß beide Versicherungszweige gleich lange 
und in gleichem Maße mit den vorgesehenen Bei- 
trägen, den Bundeszuschüssen und den sonstigen 
Einnahmen auskommen sollten, um Leistungen nach 
gleichen Rechtsgrundsätzen zu gewähren. Der Aus- 
schuß hielt übereinstimmend daran fest, daß in der 
Rentenversicherung der Arbeiter und in der Renten- 
versicherung der Angestellten gleichhohe Beiträge 
erhoben werden müssen und in gleicher Weise be- 
messene Leistungen gewährt werden sollen. Daraus 
ergibt sich dann zwangsläufig, daß die unterschied- 
liche Finanzlage beider Versicherungszweige, die- 
durch die Wanderung von Versicherten aus der 
Arbeiterrentenversicherung in die Angestelltenver- 
sicherung eintreten kann, durch den Bundeszuschuß 
wieder ausgeglichen werden muß. Der Ausschuß hat 
hier also keine neue Grundsatzentscheidung gefällt, 
sondern dem bereits bei der Rentenreform angewen- 
deten Verfahren eine Formulierung gegeben, die 
sich den unterschiedlichen Verhältnissen in Zukunft 
leicht anpassen kann. Dies soll jeweils durch den 
Erlaß einer Rechtsverordnung geschehen, deren Vor- 
aussetzungen im Gesetzentwurf genau festgelegt 
sind. Besonders sorgfältig hat der Ausschuß die 
Frage geprüft, ob die im Regierungsentwurf vorge- 
schlagene Änderung des Wanderversicherungsaus- 
gleichs eine gerechte und zweckmäßige Lösung dar- 
stellt. Nach dem Regierungsentwurf soll der bis- 
herige Wanderversicherungsausgleich nicht wegfal- 
len, aber unmittelbar in den umfassenderen Finanz- 
ausgleich aufgehen. Eine besondere Berechnung des 
Wanderversicherungsausgleichs erübrigt sich damit. 
Der Ausschuß konnte davon ausgehen, daß durch 
solche Änderung die Höhe der Renten und der son- 
stigen Leistungen aus der Rentenversicherung, die 
den Angestelltenversicherten zufließen, nicht beein- 
flußt wird. Es handelt sich vielmehr um Ausgleichs- 
zahlungen zwischen den Versicherungsträgern. Sollte 
dureil die Änderung des Wanderversicherungsaus- 
gleichs oder aus anderen Gründen ein Versiche- 
rungsträger in eine finanzielle Lage geraten, die im 
Vergleich zu dem anderen Versicherungszweig un- 
günstig ist, so führt die Möglichkeit, den Bundeszu- 
schuß anders zu verteilen, einen Ausgleich herbei. 
So konnte der Ausschuß sich den Ausführungen der 
Sachverständigen nicht anschließen, die wegen die- 
ser Änderung des Wanderversicherungsausgleichs 
eine unmittelbare Benachteiligung der Versicherten, 
sei es der Ängestellten, sei es der Ärbeiter, befürch- 
teten. 

Schließlich hat der Ausschuß sich noch eingehend 
damit befaßt, wie der bisherige Wanderversiche- 
rungsausgleich abgewickelt werden kann. Bekannt- 
lich haben die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter in den vergangenen Jahren zwar über 
3 Milliarden DM an die Rentenversicherung der An- 
gestellten gezahlt. Diese Zahlung genügt aber nach 


den Berechnungen in den versicherungstechnischen 
Bilanzen des Bundesministeriums für Arbeit und So- 
zialordnung noch nicht, um die aufgelaufenen For- 
derungen in voller Höhe zu erfüllen. Der Ausschuß 
hat grundsätzlich die Auffassung vertreten, daß aus 
rechtspolitischen Gründen möglichst vermieden wer- 
den sollte, in die bestehenden Rechtsverhältnisse 
rückwirkend einzugreifen. Der Ausschuß hat die 
Auffassung vertreten, daß die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte nach der bisherigen Regelung 
diese Zahlungen erwartet hat und erwarten durfte. 
Ihr Vertrauen in die bestehenden Gesetze sollte 
nicht dadurch enttäuscht werden, daß diese rückwir- 
kend geändert werden. 

Der Ausschuß hat die im Regierungsentwurf vor- 
geschlagenen Regelungen über die Umverteilung des 
Bundeszuschusses, die Einfügung des Wanderver- 
sicherungsausgleichs in einen umfassenderen Finanz- 
ausgleich zwischen der Arbeiterrentenversicherung 
und der Angestelltenversicherung und die Abwick- 
lung des bisherigen Wanderversicherungsausgleichs 
grundsätzlich gebilligt, aber die folgenden Änderun- 
gen beschlossen: 

a) Die Voraussetzungen, unter denen eine Umver- 
teilung des Bundeszuschusses möglich ist, wer- 
den erleichtert. 

b) Die Summe für die Äbgeltung des bisherigen 
Wanderversicherungsausgleichs wird in vier Ra- 
ten aufgeteilt. 

c) Eine Verzinsung dieser Raten erfolgt bis zum 
31. Dezember 1963. 

d) Das Gesetz tritt erst zum 1. Januar 1965 in Kraft. 

Der Gesetzentwurf und die Änderungen sind vom 
Ausschuß ohne Gegenstimmen beschlossen worden. 


Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a 

Die Veränderung der Zahlen für den Bundeszu- 
schuß ergibt sich aus der Verschiebung des Inkraft- 
tretens des Gesetzes auf den 1. Januar 1965. Für den 
Bundeszuschuß, wie er nach gegenwärtigem Recht 
berechnet wird, ergeben sich keine Veränderungen. 
Die Zahlen sind genau dieselben, die sich aus § 1389 
der Reichsversicherungsordnung und § 116 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes in Verbindung mit 
den dazu vorgesehenen Rechtsverordnungen erge- 
ben. Es handelt sich insoweit nur um eine Fortschrei- 
bung, die auch § 12 des HwVG (vgl. Artikel 5) ent- 
behrlich macht. Daher war eine Einschaltung des 
Haushaltausschusses nicht erforderlich. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe c 

Die sogenannte Schwelle, bei deren überschreiten 
eine Rechtsverordnung zur Umverteilung des Bun- 
deszuschusses zu erlassen ist, wird herabgesetzt. Der 
Unterschied in der Erfüllung des Rücklagesolls zwi- 
schen der Arbeiterrentenversicherung und der An- 
gestelltenversicherung soll nicht mehr größer als 
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20 V. H, des jeweiligen Rücklagesolls werden kön- 
nen, während in der Regierungsvorlage 25 v. H. vor- 
gesehen war. Damit sollen größere Unterschiede in 
der Vermögenslage der Träger der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte möglichst vermieden werden. 

Die weiteren Änderungen betreffen die Zustim- 
mung des Bundesrates zur Rechtsverordnung über 
die Umverteilung des Bundeszuschusses; sie ent- 
sprechen der Stellungnahme des Bundesrates. 

Zu Artikel 2 

Die Änderungen enthalten die Regelungen für die 
Angestelltenversicherung entsprechend Artikel 1. 

Zu Artikel 3 

Die Summe für die Abgeltung des bisherigen Wan- 
derversicherungsausgleichs soll in vier Raten ge- 
zahlt werden. Diese Ratenzahlung erschien dem 
Ausschuß angebracht, um den Trägern der Renten- 
versicherung der Arbeiter die Aufbringung der ge- 


nannten Summe von 4168 Mio Deutsche Mark zu er- 
leichtern. Auch sind so besondere Regelungen über 
Stundungen oder ähnliche Maßnahmen entbehrlich. 

Die Summe von insgesamt 4168 Mio Deutsche 
Mark ergibt sich u. a. daraus, daß für die Zeit vor 
dem 1. Januar 1964 Zinsen berechnet sind. Es er- 
schien dem Ausschuß aber fraglich, ob Forderungen 
zwischen Öffentlich-rechtlichen Trägern zu verzinsen 
sind. Insbesondere bestanden Bedenken gegen eine 
Verzinsung der Beträge, die aus der Zeit vor dem 
1, Januar 1957 aufgelaufen sind. Unter Abwägung 
aller Umstände erscheint die Summe von 4168 Mio 
Deutsche Mark so reichlich bemessen, daß sie den 
Wanderversicherungsausgleich für das Jahr 1964 
mitumfaßt. In entsprechendem Ausmaß entfällt ein 
Teil der Verzinsung. 

Zu Artikel 7 

Das Inkrafttreten des Gesetzes wurde auf den 
1. Januar 1965 verschoben. Damit kann, die Zustim- 
mung des Bundesrates vorausgesetzt, eine Rückwir- 
kung des Gesetzes vermieden werden. 


Bonn, den 17. November 1964 


Kühn (Hildesheim) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2354 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 12. November 1964 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Kühn (Hildesheim) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Neuregelung des Finanzausgleichs zwischen 
der Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Rentenversicherung der Angestellten 
(Rentenversicherungs-Finanzausgleichsgesetz — RFG) 

— Drucksache IV/2354 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Neuregelung des Finanzausgleichs zwischen 
der Rentenversicherung der Arbeiter und der Renten- 
versicherung der Angestellten (Rentenversicherungs- 
Finanzausgleichsgesetz — RFG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsversicheningsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. In § 1311 Abs. 1 wird Satz 3 gestrichen. 

♦ 

2. § 1314 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.§ 1314 

(1) Stellt der Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung die Gesamtleistung fest, so 
werden der Leistungsanteil, der nicht auf die 
knappschaftliche Rentenversicherung entfällt, und 
der Kinderzuschuß von dem Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter oder dem Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten erstattet, 
der von diesen beiden Trägern zuletzt einen Bei- 
trag erhalten hat. Stellt der Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter oder der Rentenver- 
sicherung der Angestellten eine Gesamtleistung 
mit einem knappschaftlichen Leistungsanteil fest, 
so erstattet der Träger der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung den auf die knappschaftliche 
Rentenversicherung entfallenden Leistungsanteil 
ohne Kinderzuschuß an den feststellenden Trä- 
ger der Rentenversicherung der Arbeiter oder 
der Rentenversicherung der Angestellten. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Neuregelung des Finanzausgleichs zwischen 
der Rentenversicherung der Arbeiter und der Renten- 
versicherung der Angestellten (Rentenversicherungs- 
Finanzausgleichsgesetz — RFG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Entwurf 

(2) Bei der Anwendung der Begrenzungs- und 
Ruhensvorschriften gehen die Begrenzung und 
das Ruhen des knappschaftlichen Leistungsan- 
teils der Begrenzung und dem Ruhen des nidit- 
knappschaftlidien Leistungsanteils vor. 

(3) Die Waisenrente geht zu Lasten der knapp- 
sdiaftlichen Rentenversicherung, wenn eine Lei- 
stung aus diesem Versicherungszweig gewährt 
wird." 

3. § 1389 wird wie folgt geändert und ergänzt; 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Zuschuß des Bundes wird für das 
Kalenderjahr 1964 auf 4 434 181 100 Deutsche 
Mark festgesetzt. Er verändert sich in den 
folgenden Jahren entsprechend einer Ände- 
rung der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
(§ 1255 Abs. 2). Wenn sich die Höhe des Zu- 
schusses des Bundes an die Rentenversiche- 
rung der Angestellten nach § 116 Abs. 3 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes in einem 
Kalenderjahr ermäßigt, erhöht sich der Zu- 
schuß des Bundes an die Rentenversicherung 
der Arbeiter in diesem Jahr um denselben 
Betrag." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

c) Als Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Unterschreitet das Vermögen der Ren- 
tenversicherung der Angestellten voraussicht- 
lich die nach § 110 Abs. 1 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes erforderliche Rücklage 
um mehr als zwanzig vom Hundert und deckt 
das Vermögen der Rentenversicherung der 
Arbeiter die nach § 1383 Abs. 1 erforderliche 
Rücklage voraussichtlich zu einem um minde- 
stens fünfundzwanzig größeren Vomhundert- 
satz als das Vermögen der Rentenversiche- 
rung der Angestellten die nach § 110 Abs. 1 
des Angestelltenversicherungsgesetzes erfor- 
derliche Rücklage, so ist der Zuschuß des 
Bundes nach Maßgabe einer Rechtsverord- 
nung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung und des Bundesministers der 
Finanzen insoweit zu ermäßigen, als dies bei 
einem gleichhohen Beitragssatz in der Renten- 
versicherung der Arbeiter und in der Renten- 
versicherung der Angestellten voraussichtlich 
notwendig ist, um die Rücklage in beiden 
Versicherungszweigen zum gleichen Vomhun- 
dertsatz zu erfüllen. Die Rechtsverordnung 
bedarf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates/' 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


3. § 1389 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Zuschuß des Bundes wird für das 
Kalenderjahr 1965 auf 4 802 540 905 Deutsche 
Mark festgesetzt. Er verändert sich in den 
folgenden Jahren entsprechend einer Ände- 
rung der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
(§ 1255 Abs. 2). Wenn sich die Höhe des Zu- 
schusses des Bundes an die Rentenversiche- 
rung der Angestellten nach § 116 Abs. 3 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes in einem 
Kalenderjahr ermäßigt, erhöht sich der Zu- 
schuß des Bundes an die Rentenversicherung 
der Arbeiter in diesem Jahr um denselben 
Betrag." 

b) unverändert 

c) Als Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Unterschreitet das Vermögen der Ren- 
tenversicherung der Angestellten voraussicht- 
lich die nach § 110 Abs. 1 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes erforderliche Rücklage 
um mehr als zwanzig vom Hundert und deckt 
das Vermögen der Rentenversicherung der 
Arbeiter die nach § 1383 Abs. 1 erforderliche 
Rücklage voraussichtlich zu einem um minde- 
stenz zwanzig größeren Vomhundertsatz als 
das Vermögen der Rentenversicherung der 
Angestellten die nach § 110 Abs. 1 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes erforderliche 
Rücklage, so ist der Zuschuß des Bundes nach 
Maßgabe einer Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung und 
des Bundesministers der Finanzen mit Zustim- 
mung des Bundesrates insoweit zu ermäßigen, 
als dies bei einem gleichhohen Beitragssatz 
in der Rentenversicherung der Arbeiter und 
in der Rentenversicherung der Angestellten 
voraussichtlich notwendig ist, um die Rück- 
lage in beiden Versicherungszweigen zum 
gleichen Vomhundertsatz zu erfüllen." 
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Entwurf 
Artikel 2 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 
Artikel 2 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 


1. ln § 90 Abs. 1 wird Satz 3 gestrichen. 1. unverändert 

♦ 


2. § 93 erhält folgende Fassung: 2. unverändert 

♦ 

„§ 93 


(1) Stellt der Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung die Gesamtleistung fest, so 
werden der Leistungsanteil, der nicht auf die 
knappschaftliche Rentenversicherung entfällt, und 
der Kinderzuschuß von dem Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter oder dem Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten erstattet, 
der von diesen beiden Trägern zuletzt einen Bei- 
trag erhalten hat. Stellt der Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter oder der Rentenver- 
sicherung der Angestellten eine Gesamtleistung 
mit einem knappschaftlichen Leistungsanteil fest, 
so erstattet der Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung den auf die knappschaftliche 
Rentenversicherung entfallenden Leistungsanteil 
ohne Kinderzuschuß an den feststellenden Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter oder der 
Rentenversicherung der Angestellten. 


(2) Bei der Anwendung der Begrenzungs- und 
Ruhensvorschriften gehen die Begrenzung und 
das Ruhen des knappschaftlichen Leistungsanteils 
der Begrenzung und dem Ruhen des nichtknapp- 
schaftlichen Leistungsanteils vor. 


(3) Die Waisenrente geht zu Lasten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, wenn eine 
Leistung aus diesem Versicherungszweig gewährt 
wird."' 


3. § 1 16 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Zuschuß des Bundes wird für das 
Kalenderjahr 1964 auf 998 086 900 Deutsche 
Mark festgesetzt. Er verändert sich in den fol- 
genden Jahren entsprechend einer Änderung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage (§ 32 
Abs. 2). Wenn sich die Höhe des Zuschusses 
des Bundes an die Rentenversicherung der Ar- 
beiter nach § 1389 Abs. 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung in einem Kalenderjahr ermä- 
ßigt, erhöht sich der Zuschuß des Bundes an 
die Rentenversicherung der Angestellten in 
diesem Jahr um denselben Betrag." 


3. § 116 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Zuschuß des Bundes wird für das 
Kalenderjahr 1965 auf 1 081 000 597 Deutsche 
Mark festgesetzt. Er verändert sich in den fol- 
genden Jahren entsprechend einer Änderung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage (§ 32 
Abs. 2). Wenn sich die Höhe des Zuschusses 
des Bundes an die Rentenversicherung der Ar- 
beiter nach § 1389 Abs. 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung in einem Kalenderjahr ermä- 
ßigt, erhöht sich der Zuschuß des Bundes an 
die Rentenversicherung der Angestellten in 
diesem Jahr um denselben Betrag." 
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Entwurf 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Unterschreitet das Vermögen der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter voraussichtlich 
die nach § 1383 Abs. 1 der Reichsversiche- 
rungsordnung erforderliche Rücklage um 
mehr als zwanzig vom Hundert und deckt das 
Vermögen der Rentenversicherung der Ange- 
stellten die nach § 110 Abs. 1 erforderliche 
Rücklage voraussichtlich zu einem um min- 
destens fünfundzwanzig größeren Vomhun- 
dertsatz als das Vermögen der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter die nach § 1383 Abs. 1 
der Reichsversicherungsordnung erforderliche 
Rücklage, so ist der Zuschuß des Bundes nach 
Maßgabe einer Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung und 
des Bundesministers der Finanzen insoweit zu 
ermäßigen, als dies bei einem gleichhohen 
Beitragssatz in der Rentenversicherung der 
Angestellten und in der Rentenversicherung 
der Arbeiter voraussichtlich notwendig ist, um 
die Rücklage in beiden Versicherungszweigen 
zum gleichen Vomhunuei Lsatz zu erfüllen. Die 
Rechtsverordnung bedarf nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates." 


Artikel 3 

Wanderversicherungsausgleich für die Zeit bis zum 
31. Dezember 1963 

1. Die Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
zahlen zum 7. Oktober 1964 und zum 1. Januar 
1967 je 2265 Millionen Deutsche Mark an die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte. 


2. Die Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
können die Ansprüche nach Nummer 1 auch durch 
Abtretung von Schuldbuchforderungen gegen den 
Bund oder durch Übereignung von Wertpapie- 
ren, in denen das Vermögen der Versicherungs- 
träger nach § 26 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 bis 7, 10 der 
Reichsversicherungsordnung angelegt werden 
kann, erfüllen. Die Wertpapiere müssen minde- 
stens mit dem niedrigsten Vomhundertsatz ver- 
zinst werden, der für die in Satz 1 bezeichneten 
Schuldbuchforderungen gilt. Die Wertpapiere 
werden auf die Ansprüche nach Nummer 1 in 
Höhe des amtlichen Börsenkurses, falls ein sol- 
cher nicht notiert wird, in Höhe des im geregel- 
ten Freiverkehr festgestellten Kurses im Zeit- 
punkt der Übereignung, sonst in Höhe des Nenn- 
wertes angerechnet; werden an mehreren Bör- 
senplätzen amtliche Börsenkurse oder Freiver- 
kehrskurse festgestellt, so ist jeweils der Durch- 
schnitt dieser Kurse maßgebend. Die Übereig- 
nung der Wertpapiere ist von der Börsenumsatz- 
steuer frei. 

3. Von den Zahlungen nach Nummer 1 werden je 
680 Millionen Deutsche Mark von den Trägern 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Unterschreitet das Vermögen der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter voraussichtlich 
die nach § 1383 Abs. 1 der Reichsversiche- 
rungsordnung erforderliche Rücklage um mehr 
als zwanzig vom Hundert und deckt das Ver- 
mögen oder Rentenversicherung der Ange- 
stellten die nach § 110 Abs. 1 erforderliche 
Rücklage voraussichtlich zu einem um min- 
destens zwanzig größeren Vomhundertsatz 
als das Vermögen der Rentenversicherung 
der Arbeiter die nach § 1383 Abs. 1 der Reichs- 
versicherungsordnung erforderliche Rücklage, 
so ist der Zuschuß des Bundes nach Maßgabe 
einer Rechtsverordnung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung und des Bundes- 
ministers der Finanzen mit Zustimmung des 
Bundesrates insoweit zu ermäßigen, als dies 
bei einem gleichhohen Beitragssatz in der 
Rentenversicherung der Angestellten und in 
der Rentenversicherung der Arbeiter voraus- 
sichtlich notwendig ist, um die Rücklage in 
beiden Versicherungszweigen zum gleichen 
Vomhundertsatz zu erfüllen." 

Ar t i k e 1 3 

Wanderversicherungsausgleich für die Zeit bis zum 
31. Dezember 1963 

1. Die Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
zahlen zum 1. Januar 1965, zum 1. Januar 1966, 
zum 1. Januar 1967 und zum 1. Januar 1968 je 
1042 Millionen Deutsche Mark an die Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte. 

2. unverändert 


3. Von den Zahlungen nach Nummer 1 werden je 
311,6 Millionen Deutsche Mark von den Trägern 
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Entwurf 

der Rentenversicherung der Arbeiter und je 1585 
Millionen Deutsche Mark von denselben Trägern 
mit Ausnahme der Landesversicherungsanstalt 
für das Saarland gemeinsam getragen, und zwar 
jeweils nach dem Verhältnis ihrer Beitragsein- 
nahmen in den Jahren 1961 bis 1963. Abschlags- 
zahlungen nach dem 31. Dezember 1963 sind an- 
zurechnen. Das Bundesversidierungsamt verteilt 
die Aufwendungen auf die Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter, weist Wertpapiere, 
die von den Trägern der Rentenversicherung der 
Arbeiter angeboten werden, der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte zu und führt die Ab- 
rechnung zwischen den Trägern der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter untereinander und der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
durch. 

4. Mit den Zahlungen nach Nummer 1 und den Ab- 
schlagszahlungen, die bis zum 31. Dezember 1963 
geleistet sind, sind die Forderungen aus dem 
finanziellen Ausgleich der Wanderversicherung 
zwischen den Trägern der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte nach den bisherigen Vorschriften 
abgegolten. 


Artikel 4 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert; 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

der Rentenversicherung der Arbeiter und je 
730,5 Millionen Deutsche Mark von denselben 
Trägern mit Ausnahme der Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland gemeinsam getragen, 
und zwar jeweils nach dem Verhältnis ihrer Bei- 
tragseinnahmen in den Jahren 1961 bis 1963. Ab- 
schlagszahlungen nach dem 31. Dezember 1963 
sind anzurechnen. Das Bundesversicherungsamt 
verteilt die Aufwendungen auf die Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter, weist Wert- 
papiere, die von den Trägern der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter angeboten werden, der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte zu 
und führt die Abrechnung zwischen den Trägern 
der Rentenversicherung der Arbeiter untereinan- 
der und der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte durch. 

4. unverändert 


Artikel 4 
unverändert 


1. In § 102 Abs. 1 wird Satz 3 gestrichen. 

2. § 104 erhält folgende Fassung; 

„§ 104 

(1) Stellt der Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherimg die Gesamtleistung fest, so 
werden der Leistungsanteil, der nicht auf die 
knappsdiaftliche Rentenversicherung entfällt, und 
der Kinderzuschuß von dem Träger der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter oder dem Träger der Ren- 
tenversicherung der Angestellten erstattet, der 
von diesen beiden Trägern zuletzt einen Beitrag 
erhalten hat. Stellt der Träger der RenteÄver- 
sicherung der Arbeiter oder der Rentenversiche- 
rung der Angestellten eine Gesamtleistung mit 
einem knappschaftlichen Leistungsanteil fest, so 
erstattet der Träger der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung den auf die knappschaftliche 
Rentenversicherung entfallenden Leistungsanteil 
ohne Kinderzuschuß an den feststellenden Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter oder der 
Rentenversicherung der Angestellten. 

(2) Bei der Anwendung der Begrenzungs- und 
Ruhensvorschriften gehen die Begrenzung und 
das Ruhen des knappschaftlichen Leistungsanteils 
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der Begrenzung und dem Ruhen des nichtknapp- 
schaftlichen Leistungsanteils vor. 

(3) Die Waisenrente geht zu Lasten der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung, wenn eine Lei- 
stung aus diesem Versicherungszweig gewährt 
wird. " 

Artikel 5 

Änderung des Handwerkerversicherungsgesetzes 

§ 12 des Handwerkerversicherungsgesetzes wird 
gestrichen. 

Artikel 6 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach §«14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1964, Artikel 3 am 1. Oktober 1964 in Kraft. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Artikel 5 
unverändert 


Artikel 6 
unverändert 


Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1965 in Kraft. 
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